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C 35/34

Vorabentscheidungsersuchen des F?városi Törvényszék (Ungarn), eingereicht am 12. November 
2020 — DuoDecad Kft./Nemzeti Adó- és Vámhivatal Fellebbviteli Igazgatósága

(Rechtssache C-596/20)

(2021/C 35/47)

Verfahrenssprache: Ungarisch

Vorlegendes Gericht

F?városi Törvényszék

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: DuoDecad Kft.

Beklagte: Nemzeti Adó- és Vámhivatal Fellebbviteli Igazgatósága

Vorlagefragen

1.

Sind Art. 2 Abs. 1 Buchst. c, Art. 24 Abs. 1 und Art. 43 der Richtlinie 2006/112 (1) dahin 
auszulegen, dass die auf einer Website verfügbaren Dienste nicht durch eine in einem EU-
Mitgliedstaat (im Ausgangsverfahren in Portugal) ansässige Gesellschaft, die eine Know-how-
Lizenz erwirbt, den Endnutzern erbracht werden, und dadurch diese von einer in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat (im Ausgangsverfahren in Ungarn) ansässigen Steuerpflichtigen als 
Subunternehmerin die bei den technischen Verfahren des Know-hows unterstützende 
Dienstleistung nicht in Anspruch genommen werden kann, sondern die Steuerpflichtige ihre 
Dienstleistungen der in dem gleichen anderen Mitgliedstaat ansässigen Lizenzgeberin des Know-
hows unter folgenden Umständen in Bezug auf die Lizenznehmerin erbringt:

a)

[die Lizenznehmerin] verfügte im ersten EU-Mitgliedstaat über angemietete Büroräume, EDV- und 
sonstige Büroinfrastrukturen, eigenes Personal und über breite Erfahrung auf dem Gebiet des 
elektronischen Handels sowie über einen Eigentümer mit umfangreichen internationalen 
Verbindungen und einen im elektronischen Handel qualifizierten Geschäftsführer,

b)

[die Lizenznehmerin] erhielt das Know-how und dessen Aktualisierungen in Bezug auf die 



Verfahren für den Betrieb der Websites, kommentierte diese, schlug Änderungen für diese vor und 
billigte diese,

c)

die Steuerpflichtige erbrachte auf der Grundlage dieses Know-hows ihre Dienstleistungen für die 
Lizenznehmerin,

d)

die Lizenznehmerin erhielt kontinuierlich Berichte über die Leistung der Subunternehmen

(insbesondere über den Website Traffic und die von Bankkonten erfolgenden Zahlungen),

e)

[die Lizenznehmerin] registrierte auf eigenen Namen die Internet-Verfügbarkeit der Websites 
sicherstellenden Domänennamen,

f)

auf den Websites wurde die Lizenznehmerin als Dienstleisterin angegeben,

g)

[die Lizenznehmerin] ergriff selbst Maßnahmen, um den guten Ruf der Websites zu erhalten,

h)

[die Lizenznehmerin] schloss die für die Dienstleistungserbringung erforderlichen Mitwirkungs- und 
Subunternehmensverträge selbst im eigenen Namen ab (insbesondere mit Bankkartenzahlungen 
auf den Websites sicherstellenden Banken, mit auf den Websites verfügbare Inhalte 
bereitstellenden Akteuren, und mit für die Inhalte werbenden Webmastern),

i)

[die Lizenznehmerin] verfügte über ein vollständiges System zur Entgegennahme der Einnahmen 
aus der Erbringung der betreffenden Dienstleistung für Endnutzer, wie z. B. über Bankkonten, 
über das ausschließliche und uneingeschränkte Verfügungsrecht über die Bankkonten, über eine 
Endnutzerdatenbank, die es ermöglicht, den Endnutzern Rechnungen über die 
Dienstleistungserbringung auszustellen, und über eine eigene Abrechnungssoftware,

j)

[die Lizenznehmerin] gab auf den Websites als physisch präsenten Kundendienst ihren Sitz im 
ersten Mitgliedstaat an, und

k)

[die Lizenznehmerin] ist eine Gesellschaft, die sowohl von der Lizenzgeberin als auch von den im 
Know-how beschriebenen ungarischen Subunternehmen, die bestimmte technische Verfahren 
umsetzen, unabhängig ist,

sowie unter Berücksichtigung des Umstands, dass erstens auch die Partnerbehörde im ersten 
Mitgliedstaat als Stelle, die diese objektiven und durch Dritte nachprüfbaren Umstände verifizieren 



kann, die [vorstehenden Angaben] bestätigte, dass zweitens die Nichtverfügbarkeit eines 
Zahlungsdienstleisters, der die Annahme von Bankkartenzahlungen auf den Websites 
sichergestellt hätte, für eine Gesellschaft eines anderen Mitgliedstaats ein objektives Hindernis für 
die Dienstleistungserbringung von Websites aus einem anderen Mitgliedstaat darstellte, so dass 
die auf diesen Websites verfügbaren Dienstleistungen nie, weder vor noch nach dem geprüften 
Zeitraum, von der Gesellschaft des anderen Mitgliedstaats erbracht wurden, und dass drittens die 
lizenznehmende Gesellschaft und die mit ihr verbundenen Unternehmen insgesamt mit dem 
Betreiben der Websites einen höheren Gewinn erzielten als die sich aus dem im ersten und im 
zweiten Mitgliedstaat anwendbaren Umsatzsteuersatz ergebenden Steuerdifferenz?

2.

Sind Art. 2 Abs. 1 Buchst. c, Art. 24 Abs. 1 und Art. 43 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin 
auszulegen, dass eine in einem anderen EU-Mitgliedstaat ansässige Gesellschaft, die eine Know-
how-Lizenz vergibt, die auf einer Website verfügbaren Dienste den Endnutzern erbringt, und 
dadurch von einer Steuerpflichtigen als Subunternehmerin die bei den technischen Verfahren des 
Know-hows unterstützende Dienstleistung in Anspruch nimmt, und die Steuerpflichtige ihre 
Dienstleistungen der nicht in dem ersten Mitgliedstaat ansässigen Lizenznehmerin des Know-
hows erbringt, wenn die Lizenzgeberin:

a)

über eigene Mittel verfügte, die nur aus einem angemieteten Büro und einem von ihrem 
Geschäftsführer genutzten Computer bestanden,

b)

neben dem Geschäftsführer und einem einige Stunden pro Woche in Teilzeit beschäftigten 
Rechtsbeistand keine eigenen Arbeitnehmer beschäftigte,

c)

neben dem Vertrag über die Entwicklung des Know-hows keine weiteren Verträge hatte,

d)

die in ihrem Besitz befindlichen Domänennamen auf der Grundlage eines Vertrags mit der 
Lizenznehmerin von der lizenznehmenden Gesellschaft auf eigenen Namen registrieren ließ,

e)

zu keinem Zeitpunkt als Erbringerin der in Rede stehenden Dienste gegenüber Dritten aufgetreten 
ist, insbesondere nicht gegenüber Endnutzern, gegenüber Bankkartenzahlungen auf den 
Websites sicherstellenden Banken, gegenüber auf den Websites verfügbare Inhalte 
bereitstellenden Akteuren und gegenüber für die Inhalte werbenden Webmastern,

f)

zu keinem Zeitpunkt Belege im Zusammenhang mit den auf den Websites verfügbaren 
Dienstleistungen, mit Ausnahme der Rechnung über die Lizenzgebühren, ausstellte, und

g)

über kein geeignetes System zur Entgegennahme von Einnahmen aus den auf den Websites 



erbrachten Dienstleistungen (ein entsprechendes Bankkonto und andere Infrastruktur) verfügte, 
auch unter Berücksichtigung des Umstands, dass es nach dem Urteil vom 17. Dezember 2015, 
WebMindLicenses (C-419/14, EU:C:2015:832), für sich allein nicht entscheidend ist, dass der 
Geschäftsführer und alleinige Anteilsinhaber der lizenzgebenden Gesellschaft der Urheber dieses 
Know-hows war, dass ferner diese Person Einfluss auf bzw. Kontrolle über die Entwicklung und 
die Nutzung des genannten Know-hows und die Erbringung der auf diesem Know-how 
beruhenden Dienstleistungen ausübte, und zwar so, dass der Privatperson-Geschäftsführer und 
Eigentümer der lizenzgebenden Gesellschaft gleichzeitig auch Eigentümer dieser 
Subunternehmer-Wirtschaftsgesellschaften und somit auch der Geschäftsführer und/oder 
Eigentümer der Klägerin ist, die bei der Dienstleistungserbringung — bestimmte, für sie 
vorgesehene Aufgaben wahrnehmend — im Auftrag der Lizenznehmerin als Subunternehmen 
[beteiligt sind]?

(1)  Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (ABl. 2006, L 347, S. 1).


